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* DER RECHTSFALL 

■ 
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Fürstin Bibesco 
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von 

Dr. FRANZ v. HOLTZENDORFF 

F ROFESSOR DER RECHTE. 



MÜNCHEN. 

THEODOR ACKERMANN. 

187G. 
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Hirvrip! f ry 
Von ihi 
Ulli , 



VORWORT. 

Das nachstehend mitgetheilte Gutachten, um dessen 
Erstattung mich der Berliner Sachwalter der Frau Fürstin 
ßibesco, Herr Justiz-Rath Drews, ersuchte, gedachte ich An- 
fangs in einer Zeitschrift zu veröffentlichen. 

Auf besonderen Wunsch der zunächst Betheiligten 
erscheint es als besondere Schrift. 

Ursprünglich in französischer Sprache von mir re- 
digirt, ist das Gutachten von anderer Hand in's Deutsche 
übersetzt und schliesslich von mir verbessert worden, was 
vielleicht in der Schreibweise noch kenntlich blieb. 

Der Leser wolle sich vergegenwärtigen, dass ein 
Gutachten, das von gewandten und wohl unterrichteten Ad- 
vocaten vor Gericht benützt werden soll, nicht die Eigen- 
schaften einer gelehrten, den Gegenstand in allen Einzelheiten 
ausführenden Streitschrift haben darf, sondern sich darauf 

/ * 

L 

/ 
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beschränken muss, die rechtlich entscheidenden Gesichtspunkte 
aufzustellen. 

Schwerlich dürfte ich mich einer Uebertreibung schuldig 
machen, wenn ich den gegenwärtig vor dem Pariser Tribunale 
schwebenden Rechtsstreit zu den interessantesten Controversen 
des internationalen Privatrechtes zähle. 

München, 19. März 1876. 

Dr. Fr. v. HoltzendorfT. 
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RECHTS - FRAGEN. 

War die von der Fürstin Bibesco (ehemalige Fürstin 
Bauffremont) bei der Herzogl. Sachsen - Altenburgischen Re- 
gierung erlangte Naturalisation gültig? 

Fiat die Fürstin, ihre Qualität als Französin dadurch 
verloren ? 

Hatte sie das Recht erworben, eine neue FIhe in Deutsch- 
land resp. Berlin einzugehen? 

Welches wären die gesetzlichen Folgen, wenn diese zweite 
Heirath in FYankreich annullirt würde? 



n. 

DIE ZU GRUNDE LIEGENDEN UNSTREITIGEN 

THATSACIIEN. 

Die Fürstin Bauffremont, geb. Gräfin von Caraman- 
Chimay, von ihrem Gatten, dem Fürsten Bauffremont, von 
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Tisch und Bett geschieden seit dem i. August 1874, erhielt 
am 3. Mai 1875 eine Naturalisations- Urkunde, ausgestellt 
von der Regierung in Sachsen-Altenburg, in Gemässheit des 
Reichs- Gesetzes vom 1. Juni 1870 und gegründet auf die 
Zeugnisse der Maine von Jf/rtars vom 9. October 1874 und 
21. December 1871 und auf ein «anderes Zeugniss des Herrn 
Berge, Administrator der Güter der Fürstin, worin deren 
Vermögensstand beglaubigt ist. 

Nachdem die Fürstin sich in Losch witz bei Dresden und 
im September 1875 in Berlin niedergelassen hatte, ging sie 
in Berlin am 24. October 1875 vor ( ^ em competenten Standes- 
beamten eine zweite Ehe mit dem Fürsten G. Bibesco ein, 
entsprechend den Formalitäten , die das Preussische Ehe- 
schliessungs - Gesetz verlangt *). 



III 

HEBER DIE- NATURALISATION. 

Gemäss dem Artikel 8 des Reichs -Gesetzes vom 1. Juni 
1870 wird die Naturalisation in Deutschland nur unter fol- 
genden Bedingungen verliehen: 

*) Gesetz vom Q.März 1874 über die Beurkundung des Personen- 
standes , und das Reichsgesetz , betreffend dieselbe Materie, vom 6. Fe- 
bruar 1875 (Art. 77). 



Digitized tfy Google 



9 



1) dass die Ausländer, welche die Naturalisation ver- 
langen, nach den Gesetzen ihres Landes dis 
positionsfähig sind, oder dass mangelnde Dis- 
positions-Fähigkeit durch Einwilligung des Vaters, Vor- 
mundes oder Curators ergänzt wird; 

2) . dass ihr Lebenswandel unbescholten ist; 

3) dass sie eine eigene Wohnung oder ein Unterkommen 
in dem Orte finden, wo sie sich niederlassen wollen; 

4) dass sie im Stande seien, daselbst sich und ihre An- 
gehörigen zu ernähren. 

Die in einem der deutschen Staaten erworbene Naturali- 
sation schliesst die nationale Eigenschaft ipso jure für das 
ganze Reich in sich. 

Im gegenwärtigen Falle handelt es sich nicht um die 
Bedingungen unter 2, 3 und 4, sondern um die unter 1., 
d.h. um die Dispositions-Fähigkeit der von Tisch und 
Bett geschiedenen Fürstin. 

Von vornherein ist zu bemerken: Die Deutsche Gesetz- 
gebung kennt in Bezug auf die einmal ertheilte Naturalisation 
weder Nullität noch Anfechtung. Der Act der Naturalisation 
ist unwiderruflich, ausgenommen die in Art. 20 und 22 des- 
selben Gesetzes vorausgesehenen Fälle der Entziehung. Sie 
bleibt selbst dann unwiderruflich, wenn die Regierung, welche 
die Naturalisation verliehen hat, sich nicht ganz nach den 
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Vorschriften des Gesetzes gerichtet hätte. Für die Gültigkeit 
der Naturalisation in Deutschland würde es sich nicht darum 
handeln, zu wissen, ob die von den Altenburgischen Behör- 
den angenommene Interpretation des Artikel 8 mit der Juris- 
prudenz der französischen Gerichtshöfe übereinstimmt; denn 
der Naturälisations-Act der in Deutschland souveränen Macht 
ist definitiv. Freilich glaube ich, dass die dem Artikel 8 
gegebene Anwendung, wenn schon bestreitbar, doch in der 
Sache selbst weder fehlerhaft noch rechtsirrthümlich ist. War 
die Fürstin Baufifremont dispositionsfähig, als sie ihre 
Naturalisation verlangte? 

Hierauf glaube ich eine bejahende Antwort geben zu 
können. 

Was ist „selbstständig" nach dem Sinne des deut- 
schen Gesetzes? 

Die Rechtsstellung der von Tisch und Bett geschiedenen 
Frau kann nicht der UnSelbstständigkeit der Unmündigen, 
Minderjährigen oder unter Kuratel Stehenden, der Geistes- 
kranken und Blödsinnigen gleich geachtet werden. Die Dis- 
positions-Fähigkeit der „fcmmc stfatu'e de corps" könnte „minus 
fleneP sein , sie ist aber durch persönliche V erpflichtungen 
der Frau gegen gewisse Personen noch nicht ausgeschlossen. 
Das Band der von Tisch und Bett geschiedenen Ehe be- 
steht nach französischem Gesetze allerdings fort, aber diese 
Unfähigkeit, in Frankreich eine neue Ehe einzugehen, ist 
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nicht identisch mit der mangelnden Disposition* - Fähigkeit 
überhaupt. 

Wäre die Unfähigkeit, eine Ehe einzugehen, geeignet, 
die Naturalisation der femme separee in Deutschland zu 
hindern, so wäre es in Deutschland auch unerlaubt, einen 
Mönch (Ausländer) wegen seines im Auslande wirksamen 
„Votum Solemne" zu naturalisiren. Ohnehin naturalisirt man 
ohne Zweifel die grossjährigen Franzosen, die nach Art. 14& 
des Code civil nicht ohne Einwilligung ihrer Eltern sich ver- 
heirathen können, wenn sie nicht volle 25 Jahre alt sind. 

Die persönlichen oder moralischen Verpflichtungen der 
femme separee verhindern ebenso wenig ihre Naturalisation 
im Auslande. Denn nach dem Deutschen Gesetz handelt es 
sich nicht darum, einzelne Einschränkungen der Handlungs- 
Fähigkeit, die das Ausland statuirt hat, zu achten, sondern 
nur, die persönliche Handlungs-Fähigkeit im Allgemeinen 
zu würdigen. 

Die Mängel der Dispositions - Fähigkeit in der femme 
si'part'e zeigen sich nach französischem Recht nur in gewissen, 
gesetzgeberisch bezeichneten Ausnahmen, ähnlich dem Falle 
des grossjährigen Sohnes, der der Einwilligung seines Vaters 
zur Heirath bedarf. 

Die femme separSe geniesst Selbstständigkeit im All- 
gemeinen, sie kann über ihre Person und ihre beweglichen 
Güter disponiren. 
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Die erste Wirkung der Separation de corps ist, die Gatten 
der Veqiflichtung' zu entbinden, mit einander zu leben , und 
Jedem das Recht zu geben, sich einen eigenen Wohnsitz 
zu wählen. 

Nach der ausgesprochenen Separation de corps kann die 
femme s/par/e ihren Wohnsitz nach Belieben wählen. Die 
Art. 108 und 214 des Code civil sind alsdann nicht mehr an- 
wendbar. 

In dieser 1 linsicht sind die Theorie und die Jurisprudenz 
der Gerichtshöfe fast einstimmig. Rs genügt, zum Beleg 
dieser Regel, Namen, wie Touf/ier, l azei//e, Durantoti, Proud- 
hon (de PEtat des Personnes I. 140 edii. de 1842), l a/ette, 
AfarcadS und Masso/ zu citiren. Die „ftmme st'part'S 1 kann 
auch in's Ausland gehen, um dort Wohnsitz zu 
nehmen. 

Rin Schriftsteller, dessen Autorität in dieser Sache un- 
bestreitbar ist, Demo/ombe, bestätigt es in seinem : Traite de 
mariage et de la separatio» de corps (II. 498). 

„Der Ehegatte ist also nicht mehr verpflichtet, 
seine Frau aufzunehmen, die Frau nicht mehr, bei 
ihrem Manne zu wohnen. Sie kann von nun an ihren 
Wohnsitz nach Belieben wählen, wo sie will, entlegen 
von dem ihres Mannes, wäre es selbst im Aus- 
land e , sie ist hierin frei geworden". 
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Ausserdem hat der Gerichtshof von Or/Jans (25. No- 
vember 1848) geurtheilt, dass die femmc st'pan'e nur vor dem 
Tribunal des Wohnsitzes belangt werden kann, den sie sich 
gewählt hat. 

Was die 'Verwaltung des Vermögens betrifft, so ver- 
ordnet Art. 311 (Code civ.), dass die „s/ptint/tott de corps 
immer die s,p. des Atens nach sich zieht". 

Um die Stärke unseres Arguments zu Gunsten der all- 
gemeinen Dispositions- Fähigkeit der femme sfparte abzu- 
schwächen, könnte man den Artikel 1449 des Code civ. an- 
führen, der die Notwendigkeit der Automation des Gatten 
zur Erwerbung oder Veräußerung unbeweglicher Güter auf- 
recht hält. — Aber diese Ausnahme entkräftet nicht die 
Regel der freien Administration des Vermögens oder der 
Fähigkeit, rechtsverbindlich zu contrahiren. 

Die Unveräusserlichkeit der liegenden Güter ist durchaus 
vereinbar mit der allgemeinen Selbstständigkeit der Per- 
sonen, welche Art. 8 des Reichsgesetzes zur Naturalisation 
verlangt. Wenn die Unveräusserlichkeit der liegenden Güter 
ein Hinderniss wäre , so müsste man daraus schliessen, 
dass der fremde Besitzer eines Majorats oder Derjenige, 
welcher nicht frei über liegende Güter testiren könne, un- 
selbstständig im Sinne des Art. 8 würde, ein Satz, den man 
nicht aufrecht erhalten könnte. 
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hin sehr geachteter Schriftsteller, M. La66/ t Professor 
der Pariser Facultö, hat in dem Journal: Du droit inter- 
national privt' et de Legislation compar/e (üecembre 1875 
pag. 409) die Frage gestellt: 

. „Kann eine an einen Franzosen verheirathete 
Frau, die gerichtlich von Tisch und Bett geschieden 
ist, sich im Auslande naturalisiren lassen, ohne die 
Einwilligung des Mannes oder der Justizbehörde?" 

Kr verneint diess, führt aber keine gerichtliche Ent- 
scheidung an, die der Fähigkeit, sich naturalisiren zu lassen, 
entgegen wäre. 

Andererseits hat sich ßlondeau (Reime de droit /rangms 
et Oranger 1845 pag. 151) für das Recht der femme s/par/e, 
sich naturalisiren zu lassen, erklärt. 

Diesem Streit gegenüber, der bis jetzt nur 
theoretisch behandelt ist, war die Regierung des 
Herzogthums von Sach sen- Alten bürg durchaus 
nicht verhindert, diejenige Ansicht zu adoptiren, 
welche der persönlichen Freiheit am Günstigsten 
w a r. 
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IV. 

DIE ZWEITE II El RATH. 

Nachdem die Naturalisation in Deutschland erworben 
war, konnte sich die damalige Fürstin Bauffremont wieder 
verheirathen , obgleich die „s,'f>aration de corps" ihr das in 
Frankreich nicht gestattet hätte. Mit der Naturalisation 
wurde ihr Personalstatus derjenige des deutschen Rechtes. 

Nach den Regeln des gemeinen deutschen bürgerlichen 
Rechts war die Separation gleich zu achten einer voll- 
ständigen Lösung der ersten Ehe, abgesehen von 
früher entgegengesetzten Anordnungen in mehreren Rechts- 
Gebieten. 

Schulte (Professor des canonischen Rechtes in Bonn), 
früher Rath eines geistlichen Gerichtshofes in Prag, drückt 
sich in seinem „Handbuch des katholischen Eherechtes" 
(1855, P a ff« 59°) folgendermassen aus: 

„Was die dauernde Trennung von Tisch und 
Bett betrifft, so ist vom Gesichtspunkt des allgemeinen 
deutschen Rechtes im Allgemeinen aufrecht erhalten, 
dass dieselbe für Katholiken gleichbedeutend mit Ehe- 
scheidung ist." 
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Die Fürstin hatte also aufgehört, Französin zu sein, 
und zwar in Folge der in Deutschland erworbenen Na- 
turalisation. 

Nach Art. 17 Code civil zieht die im Auslande er- 
worbene Naturalisation den Verlust der nationalen Eigen- 
schaft als Franzose nach sich. Das französische Gesetz hat 
den bemerkenswerthen Vorzug, in diesem Punkte sehr klar 
zu sein und lässt keinen Zweifel zu. Dank dieser unge- 
wöhnlichen Klarheit, ist dasselbe Princip von der Mehrzahl 
der Staaten angenommen worden, die von dem natürlichen 
Wunsch geleitet wurden, internationale Conflicte in Natura- 
lisations - Sachen zu vermeiden. Es sind dies die Gesetz- 
gebungen von Grossbritanien, Italien, Belgien, Portugal, der 
Niederlande, Griechenland, Türkei, Brasilien und mehrerer 
anderer Staaten , die denselben Weg einschlugen und nur 
ein Staatsbürger-Recht anerkennen. Diese Gesetzgebungen 
verwerfen den alten Begriff des „snjet mixt*". 

Auf der anderen Seite widersetzen sich nur zwei grosse 
Mächte, Deutschland und die Vereinigten Staaten von Amerika, 
diesem Princip, indem sie der im Auslande erworbenen Na- 
turalisation die einfach extinctive Wirkung verweigern, woraus 
unvermeidlich solche Conflicte entstehen, wie man sie durch 
den Vertrag vom 22. Februar 1868 zwischen Deutschland 
und Nordamerika einzuschränken gesucht hat. 
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V. Martitz (Professor des öffentlichen und internationalen 
Rechts in Tübingen) hat in einer bemerkenswerthen Schritt 
über Naturalisation (Ilirth, Annalen des deutschen 
Reichs, 1875, pag. 1151) gezeigt, dass das französische 
Rechtsprincip, da es einfacher und klarer ist, allgemein von 
den civilisirten Staaten angenommen zu werden verdient. 

In Wahrheit entsprechen diese Rechtsregeln sowohl den 
Anforderungen des Princips der nationalen Selbstständigkeit 
der Staaten, als auch denen des friedlichen Geistes der 
Int. 1 nationalität; jenem, weil sie keine Zweideutigkeit zu- 
lassen, diesem, weil Conflicte dadurch unmöglich werden. 

Sicherlich masst sich der Code civil, Dank seinem Art. 17, 
nicht die Fähigbeit an, über die Gründe (seien sie nun ge- 
recht oder ungerecht) zu urtheilen, auf welche das Staats- 
bürgerrecht im Auslande ertheilt werden könnte. Kr spricht 
ohne allen Vorbehalt 

Kein Land kann Richter über die Ausübung des aus- 
ländischen Rechts, zu naturalisiren, sein. Ks ist die natürliche 
Folge der nationalen Souveränität, Gesetze zu geben und 
die Naturalisations-Angelegenheiten selbstständig zu ordnen. 
Wenn das Frincip des Art. 17 (code civ.) einmal anerkannt 
ist, so ist es unzulässig, dass Frankreich sich das Recht einer 
Aufhebung der von einer fremden Regierung verliehenen 
Naturalisation beilege, oder gar der Naturalisation die Rechts- 
Wirkung versage. Das Erlöschen der Eigenschaft eines Fran- 
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zosen könnte auch dann nicht in Zweifel gezogen werden, 
wenn die Gründe, auf welche die Naturalisation in Deutsch- 
land bewilligt wurde, der öffentlichen Meinung, den guten 
Sitten oder der allgemein angenommenen Auslegung des 
Gesetzes zuwider wären. 

Will Frankreich diese vielleicht unangenehme, aber not- 
wendige Consequenz seines Grundprincips und seines Art. 17 
nicht zugeben, so hätte es sich auf den weniger sicheren 
Boden stellen und die Gesetzgebungen Deutschlands und der 
Vereinigten Staaten annehmen sollen: beides Länder, welche 
die Richtigkeit des durch Art. 17 ausgesprochenen Princips 
nicht anerkennen. 

Für Frankreich ist das Pactum der Naturalisation 
im Ausland allein entscheidend. 

„Man kann nicht zwei Vaterländer haben", sagt Treilhard 
in der Darlegung der Motive zu Tit. 1. Code civ. Die per- 
sönliche Freiheit, als anerkannte Grundlage der bürgerlichen 
Gesetzgebung in Frankreich, erlaubt Jedem, ein anderes 
Vaterland zu wählen, als das, dem er durch seine Geburt 
angehört. 

Uebrigens könnte man eine andere Frage so stellen: 

„Bleibt die von Tisch und Bett geschiedene Frau 
Französin, wenn der Mann sich im Auslande natura- 
lisiren Hesse?" 
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Ich glaube es jedenfalls für alle die Länder, wo Se- 
paration de corps der Scheidung (divorce) gleich geachtet 
wird. Es existirt keine allgemeine Bestimmung, welche eine 
Verschiedenheit der Nationalität für die Gatten „constante 
matrimonio" untersagte. In gewissen Fällen kann eine 
verheirathete, nicht separirte Frau einem anderen Lande, 
als der Mann, angehören. 

Das bürgerliche Gesetzbuch Italiens, eine der französischen 
sehr ähnliche Codification, sagt Art. 1 1 Folgendes: 

„La moglie cd i Jigii dello straniero che ha ottenuto 
la cittadinanza divengono cittadini , umprecki abbiano 
anetiessi ßssato la residenza ml regno." 

Anderseits verliert eine Italienerin, die ihren Wohnsitz 
in Italien behält, ihre Nationalität nicht, wenn der Mann sich 
hat im Auslande naturalisiren lassen. 



V. 

Kein Zweifel: Es ist ein schwerer Conflict zwischen 
unserer und der französischen Gesetzgebung, wenn es sich 
darum handelt, die zweite Heirath der Fürstin zu beur- 
theilen. 
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Aber dieser Conflict, der zwischen den Privatrechts- 
Normen verschiedener Länder entsteht, ist nicht gerade 
auffällig. 

Derselbe Conflict kann auch in der Gesetzgebung eines 
einzelnen Landes vorkommen, wenn die Ehe z. B. zwischen 
einem Protestanten und einer Katholikin abgeschlossen wird, 
vorausgesetzt, dass die Gerichtsbarkeit in Ehesachen vor die 
geistlichen Gerichtshöfe gehört. Dann kann die Verschieden- 
heit der confessionellen Ansichten der Protestanten und Ka- 
tholiken zu ganz entgegengesetzten Resultaten führen. Man 
könnte nach protestantischem Recht die völlige Scheidung 
aussprechen, während das canonische Recht darin nur einen 
Grund zur Trennung von Tisch und Bett sehen würde. Diese 
Resultate waren in einzelnen Theilen Deutschlands möglich, 
ehe unsere neueste Gesetzgebung die Ehesachen einheitlich 
ordnete. 

Die Aenderung, welche in Folge einer Naturalisation 
im Ausland eintritt, ist analog der Aenderung, welche durch 
ein neues Gesetz hervorgerufen wird, das die Bedingungen 
der Eheschliessung ändert oder modificirt. Wenn die Gesetz- 
gebung eines Landes Modifikationen erleidet, so wird das 
Recht, zu scheiden oder nicht zu scheiden, durch 
das neue Gesetz geregelt, trotz der entgegen- 
gesetzten Anordnungen eines alten Gesetzes. 
(Siehe Laurent, prineipes du droit civil \. 247). 
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Wie schon früher die Separation de corps nach dem Recht 
protestantischer Staaten der Auflösung der Ehe gleich ge- 
achtet wurde, so existirt das Hinderniss, das sich in Frank- 
reich der zweiten Ehe entgegenstellen würde, gegenwärtig 
nach der neuen deutschen Gesetzgebung nicht mehr. 

Da das Recht der Jemine s/par/e, ihren Wohnsitz zu 
wählen, unantastbar ist (Laurent, prineipes de droit civil, 
totne III), und der Wohnort der Fürstin nunmehr in Deutsch- 
land ist, so ist leicht zu erkennen, welches Gesetz bei Be- 
urtheilung der Khe - Hindernisse zu Grunde gelegt werden 
muss. 

Bar (Internationales Privat- und Strafrecht, 
P a K- 33 0» m v °llkommener Uebereinstimmung mit der deut- 
schen Rechtslehre, erkennt an, dass die Fähigkeit, sich 
wieder zu verheirathen , nach den Gesetzen des Wohnortes 
beurtheilt werden muss. Ebenso ist es in den Vereinigten 
Staaten, wo eine Ehe rechtmässig ist, wenn die Gatten nach 
den Gesetzen des Ortes, wo die neue Ehe vollzogen wird, 
fähig waren, sich zu verheirathen. Ich nenne unter Vielen 
nur die Namen Story und Wharton (a treatise ort the con- 
ßict 0/ Laivs. 1872. S. 214). 

Was Frankreich betrifft, so ist das Prinzip, dass das 
Gesetz des Wohnorts die Rechtmässigkeit der Eheschliessung 
geschiedener Personen bestimmt, von Merlin in seinen 
Questions de droit anerkannt worden. 
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Foelix führt eine Entscheidung des Gerichtshofes von 
Nancy (1826) zu Gunsten dieser Regel des internationalen 
Privatrechts an. 

Die Meinung Demangeat's, der den im Ausland 
gültig geschiedenen Personen die Fähigkeit, in Frankreich 
eine Ehe zu schliessen, abspricht, weil die völlige Lösung 
des Bandes dort nicht existirt, ist damit natürlich der Auf- 
rechthaltung der allgemeinen Regel der lex domicilii 
nur günstig. 

Gemäss dieser Regel hatte der competente Standes- 
beamte in Berlin sich nicht mehr mit der Anwendbarkeit des 
französischen Gesetzes auf eine Frau, die durch Naturalisation 
deutsche geworden war, zu beschäftigen. Er stand vor dem 
Preussischen Landesrecht und hatte sich ausserdem nach den 
Hindernissen erkundigt, die in Sachsen-Altenburg, dem Ad- 
optiv- Vaterland der Fürstin, vorhanden sein konnten. 

* 

Artikel 77 des Reichgesetzes vom 6. Februar 1875 hat 
die Anordnungen des Preussischen Landrechts modifizirt, und 
zwar insofern, als es vorschreibt, dass die vorher unter dem 
früheren Gesetze ausgesprochene Trennung von Tisch und 
Bett gerichtlich in Scheidung verwandelt werden soll, wenn 
einer der getrenntem Gatten es beantragt , während die 
deutschen Gerichtshöfe fernerhin nur noch auf Scheid ung, 
anstatt der alten Trennung von Tisch und Bett urtheilen 
werden. 
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Dieser Art. 77 ist in Preussen . durc h eine Königliche 
Cabinets-Ordre vom 1. März 1875 an in Kraft getreten. Für 
das Herzogthum Sachsen - Altenburg- sollte er mit dem 
l. Januar 1876 in Kraft treten. 

Augenscheinlich wollte und konnte der Preussische Ge- 
setzgeber diesen Artikel nur für die Preussischen Gerichts- 
höfe in Kraft treten lassen, und diese hatten der Separation 
der Fürstin vom Fürsten Bauffremont gegenüber gar keine 
Competenz. Der Art. 77 war also auf sie nicht anwendbar. 
Setzen wir dennoch voraus, dass der Standesbeamte, der die 
neue Fhe der Fürstin abschloss, auf die Vorschriften des 
Art. 77 hätte achten sollen, so würde es sich dann nur um 
ein „impedimentum i m p e d i e n s" im Sinne des Gesetses 
vom 6. Februar 1875 gehandelt haben. 

Da im Princip die „Separation cor/>s" in Deutsch- 
land alle materiellen Wirkungen der Scheidung haben wird, 
kann man die durch Art. 77 vorgeschriebene Formalität ferner- 
hin nicht für ein „impedimentum dir i mens" halten. Um 
zu diesem Schluss zu kommen, muss man sich an die Ana- 
logie des Artikel 38 desselben Gesetses halten, nach welchem 
ein Unterlassen der vorgeschriebenen Formalitäten bei Hei- 
rathen von Ausländern nicht deren Nullität nach sich zieht. 
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VT. 

Ks bleibt die letzte Frage zu betrachten. Welche Wirk- 
ungen kann ein Krkenntniss französischer Gerichte haben, 
wodurch die gegenwärtige Ehe der Fürstin für nichtig erklärt 
wird? Vorausgesetzt, dass die Heirath der Fürstin Bibesco 
vor einem französischen Gerichtshofe im Widerspruch mit den 
von uns angenommenen Regeln des internationalen Privat- 
rechts beurtheilt und für nichtig erklärt würde, welches 
wären die Rechtsfolgen? 

Zuerst müsste man wissen, ob die Fürstin ihren Wohn 
ort in Frankreich nehmen würde oder nicht. 

Wäre Art. 340 des code ptnal anwendbar aus dem Grunde 
der Bigamie? Wir glauben es nicht Die Fürstin hat kein auf 
ihren Civilstand bezügliches Factum unterdrückt und fand 
die deutschen Behörden bereit, zur Eheschliessung unter 
den ihnen bekannten Thatumständen zu schreiten. Ks fehlte 
der dolus, ein wesentliches Thatbestandsmerkmal der crimi- 
nellen Bigamie. Ohne rechtswidriges Bewusstsein existirt 
kein Verbrechen der Bigamie. (Siehe Morin, Repertoire, V. 
Bigamie, HeMie, Tln'orie, to. IV. p. 317 3c. t'dition; /es 
codcs amwt,'s von Sirey ad art. 340.) 

Wenn die Nullität der Ehe ausgesprochen wäre und die 
Fürstin in Frankreich wohnte, so würde sie sich rechtlich in 
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derselben Lage der Separation befinden wie vor der neuen 
Heirath, mit Ausnahme jedoch der inzwischen eingetretenen 
Aenderungen bezüglich des Krziehungsrechtesan den Kindern. 
Alle unter dem Namen der Fürstin Bibesco gefertigten Ur- 
kunden würden für nichtig erklärt und ihre künftigen Kinder 
nicht legitime Erben sein. 

Wenn dagegen die Fürstin in Deutschland wohnen bleibt, 
so könnte die von einem französischen Tribunal ausgesprochene 
Nullität in keiner Weise angenommen werden. Für uns 
wäre die Nullität //////. Die französische Gerichtsbarkeit hat 
nach der Naturalisation der Fürstin für diese aufgehört, so 
lange diese den Wohnsitz des Fürsten Bibesco ausserhalb 
Frankreich behält. 

Die Fürstin kann nicht mehr vor einen französischen 
Gerichtshof geladen werden. 

Ich spreche nicht von den politischen Folgen. Das 
Völker-Recht ist bei dem vorliegenden Fall interessirt. 

Rumänien, das Vaterland des Fürsten Bibesco, und 
Deutschland könnten sich bei der französischen Regierung 
beklagen, wenn die Naturalisation der Fürstin als nichtig 
behandelt würde. 
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VII. 

Meine Schlussfolgerungen sind also diese : 

1) Die Naturalisation der Fürstin Bauffremont, jetzt Fürstin 
Bibesco, welche ihr das deutsche Staatsbürgerrecht 
verlieh, ist gültig und hob ihre frühere Eigenschaft 
als Französin auf. 

2) Als Deutsche gehörte sie, was die persönlichen Rechte 
anbelangt, unter die L e x domicilii. 

3) Da die Einschränkungen der Selbstständigkeit, unter 
denen sie in Frankreich litt, nach dem deutschen 
Wohnortsgesetz authörten, so bleibt die Heirath mit 
dem Fürsten Bibesco gültig, trotz der entgegengesetzten 
Bestimmungen des französischen Gesetzes. 

4) Die gesetzlichen Folgen, welche einem Urtheil ent- 
springen, das ein französischer Gerichtshof aasspricht, 
um die in Berlin mit dem Fürsten Bibesco einge- 
gangene Ehe für nichtig zu erklären, schaden den 
gegenwärtigen Rechten der Gatten Bibesco gar Nichts , 
wenigstens so lange sie nicht nach Frankreich gehen, 
um dort Wohnsitz zu nehmen. 
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